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Die Ingenieurkammer Hessen (IngKH) bedankt sich ausdrücklich bei der Hessischen 
Landesregierung für die Möglichkeit, sich im Rahmen der Kommission „Innovation im Bau“ 
frühzeitig und konstruktiv in die Weiterentwicklung der Hessischen Bauordnung einbringen zu 
können, mit großem Engagement und unter Beteiligung unserer Gremien. Irritierend ist jedoch, 
dass die vorgesehenen, für die IngKH weitreichenden Änderungen nicht in der Kommission 
angesprochen wurden und die IngKH erst im Rahmen der Anhörung zur HBO-Novelle davon 
überrascht wurde. Umso unverständlicher ist es, dass ein von der IngKH gewünschtes klärendes 
Gespräch mit dem zuständigen Minister, der die Dienstaufsicht über die IngKH ausübt, mit Verweis 
auf die zuständige Fachabteilung nicht zustande gekommen ist. 
 
Es stellt sich daher mit Nachdruck die Frage: Wird die Ingenieurkammer Hessen als gesetzlich 
verankerte Körperschaft des öffentlichen Rechts von der Landesregierung überhaupt noch 
wahrgenommen – und werden ihre Existenz und ihre Rolle im hessischen Bauwesen vom 
Gesetzgeber noch gesehen? 
 
Bei der HBO-Novelle 2002 wurden der IngKH zahlreiche Aufgaben übertragen, um den Staat zu 
entlasten. Diese Aufgaben hat die IngKH organisiert und nach ihrem Verständnis zur Zufriedenheit 
aller Beteiligten erledigt. Unter dem Schlagwort des Bürokratieabbaus werden der IngKH ohne jede 
Vorankündigung nun wesentliche gesetzliche Aufgaben und damit erhebliche wirtschaftliche 
Grundlagen entzogen. Dies gefährdet nicht nur Arbeitsplätze und die Funktionsfähigkeit der 
Kammer, sondern stellt die berufsständische Selbstverwaltung insgesamt infrage. Eine derart 
einschneidende Veränderung kann nicht ohne transparente Kommunikation, angemessene 
Vorlaufzeiten und vor allem ohne die unmittelbare Einbindung der betroffenen Kammer erfolgen. 
Die wirtschaftlichen Folgen des Aufgabenentzugs sind erheblich und betreffen unmittelbar die 
Handlungsfähigkeit der IngKH.  
 
Besonders kritisch sehen die Mitglieder die Begründung zu dem Aufgabenentzug mit dem 
Bürokratieabbau. Die zentrale Bürokratieproblematik liegt vielfach bei den staatlichen 
Genehmigungs- und Verwaltungsstrukturen selbst. Lange Bearbeitungszeiten und überlastete 
Bauaufsichtsbehörden trotz fehlender Bauanträge werden nicht dadurch gelöst, dass bewährte 
fachliche Strukturen bei der Kammer und deren Mitgliedern beseitigt werden. Vielmehr besteht die 
Gefahr, dass Verantwortung lediglich verlagert und der „Schwarze Peter“ auf die Planenden, 
Nachweisberechtigten und schlussendlich den Bauherren geschoben wird. 
 
Die bloße Übernahme von Regelungsmodellen aus anderen Bundesländern kann die bestehenden 
Probleme in Hessen nicht zentral lösen. Wer solche Modelle übernimmt, ohne die spezifischen 
Strukturen, Erfahrungen und Auswirkungen in Hessen sorgfältig zu prüfen, macht es sich politisch 
zu einfach und wird dem Anspruch eines nachhaltigen Bürokratieabbaus nicht gerecht. 
 
Bereits 2025 wurde durch das Baupaket I und mit der Abschaffung der gesetzlichen 
Nachweisberechtigung im Wärmeschutz ein bewährtes Instrument qualitätsgesicherter und 
eigenverantwortlicher Planung geschwächt – und damit ausgerechnet eine Struktur zurückgebaut, 
die für einen funktionierenden Bürokratieabbau geschaffen worden war. 
 
Auch fachlich sind die nunmehr im Rahmen des Baupakets II vorgesehenen Änderungen für uns 
nicht nachvollziehbar. So soll die bislang erforderliche spezifische Fachkunde im Schallschutz 
künftig durch eine allgemeine Bauvorlageberechtigung ersetzt werden. Ebenso überzeugt die 
geplante Verlagerung der Nachweisberechtigtenliste für den vorbeugenden Brandschutz zur 
Architekten- und Stadtplanerkammer Hessen weder fachlich noch strukturell. Beide Maßnahmen 
stiften Verwirrung und sorgen keinesfalls für Vereinfachung oder Beschleunigung. Die 
Ingenieurkammer Hessen verfügt gerade in diesen Bereichen über langjährig gewachsene, 
bewährte und qualitätsgesicherte Strukturen. Dass diese Überlegungen ohne jegliche Einbindung 
der hierfür fachlich zuständigen Ingenieurkammer Hessen erfolgt sind, ist angesichts der Tragweite 
der geplanten Änderungen nicht nachvollziehbar und politisch mehr als fragwürdig. 
 
Hinzu kommt die geplante Aussetzung der Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische 
Baubestimmungen (H-VV TB). Ein dreijähriges Moratorium schafft aus unserer Sicht nicht weniger 
Bürokratie, sondern vor allem mehr Rechtsunsicherheit, mehr Abstimmungsbedarf und höhere 
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Haftungsrisiken. Bürokratieabbau darf nicht mit dem Abbau technischer Standards und bewährter 
Qualitätssicherung verwechselt werden.  
 
Die IngKH spricht sich daher ausdrücklich für eine Pflichtmitgliedschaft freiberuflich und 
selbstständig im Bauwesen tätiger Ingenieure aus, um die bislang durch die gesetzlich 
verankerte Listenführung der Nachweisberechtigten bei der IngKH gewährleistete 
Qualitätssicherung auch künftig sicherzustellen. Damit soll keinesfalls – wie teilweise 
missverständlich dargestellt – eine Pflichtmitgliedschaft aller Ingenieure, etwa aus Industrie 
und anderen Berufsbereichen, geschaffen werden. Eine funktionsfähige berufsständische 
Selbstverwaltung braucht vielmehr eine klare und sachgerechte Mitgliederbasis – 
vergleichbar mit den bewährten Strukturen bei IHKs und Architektenkammern sowie 
sonstigen Freiberuflerkammern. Als systemrelevanter Baustein für Staat und Gesellschaft 
gewährleistet die Pflichtmitgliedschaft den notwendigen Versicherungsschutz sowie die 
geprüfte Qualität von Experten. 
 
Dabei wurde mit der Einrichtung der Ingenieurkammer und der Übertragung klarer Verantwortung 
auf qualifizierte Nachweisberechtigte bereits seit 2002 erfolgreich ein wesentlicher Schritt zur 
Entbürokratisierung und Beschleunigung des Bauens geschaffen. Dieses bewährte System nun 
weiter auszuhöhlen, ist aus unserer Sicht der falsche Weg. 
 
Die Gremien der IngKH haben sich sehr intensiv mit dem Entwurf zur HBO-Novelle 
auseinandergesetzt und unterstützen das Ziel, Bauen schneller, einfacher und unbürokratischer zu 
machen. Sie werden sich jedoch nicht davon überzeugen lassen, dass dieses Ziel zum Anlass 
genommen wird, bewährte Fachstrukturen, Qualitätssicherung und die wirtschaftliche Grundlage 
der Ingenieurkammer zu schwächen. Gerade angesichts bereits heute überlasteter 
Bauaufsichtsbehörden sind qualifizierte Nachweisberechtigte und Sachverständige ein Teil der 
Lösung – nicht Teil des Problems.  
 
Wir erwarten daher von der Hessischen Landesregierung eine erneute Überprüfung der geplanten 
Änderungen, eine gleichberechtigte und frühzeitige Einbindung der IngKH sowie einen direkten 
politischen Dialog. Die Zurückweisung eines Gesprächswunsches bei Minister Mansoori mit dem 
Hinweis durch seinen Staatssekretär Dr. Loheide auf die zuständige Fachabteilung wird der 
politischen und institutionellen Tragweite der vorgesehenen Eingriffe nicht gerecht.  
 
Deregulierung darf nicht zum Deckmantel für den Abbau bewährter Fachkompetenz werden. Wer 
schneller und besser bauen will, darf diejenigen Strukturen nicht schwächen, die seit Jahren für 
Qualität, Sicherheit und eine funktionierende Selbstverwaltung sorgen. 
 
Gerade mit Blick auf die politische Ausrichtung eines SPD-geführten Ministeriums ist dieser 
Umgang besonders widersprüchlich. Ein Ministerium, das für soziale Verantwortung, Teilhabe, gute 
Arbeit, Fachkräftesicherung und den Erhalt tragfähiger Strukturen steht, sollte nicht gleichzeitig 
eine bewährte berufliche Selbstverwaltung strukturell schwächen, Aufgaben und Einnahmen 
entziehen und damit Arbeitsplätze und fachliche Kompetenz gefährden.  
 
Das ist nicht nur ein fachlicher Widerspruch, sondern steht aus unserer Sicht auch konträr zu dem 
sozialpolitischen Anspruch, den dieses Ministerium selbst formuliert.  
 
Nun liegt es auch an den Abgeordneten des Hessischen Landtags, dieses Vorgehen und seine 
Folgen kritisch zu bewerten, politisch einzuordnen und dafür Sorge zu tragen, dass aus diesen 
Umständen die richtigen politischen Konsequenzen gezogen und entsprechende Entscheidungen 
getroffen werden. 
 
Insbesondere im Hinblick auf die vorgesehenen Änderungen bei der Listenführung der 
Nachweisberechtigten für Brandschutz und Schallschutz, die wir fachlich kritisch bewerten, 
bitten wir Sie nachdrücklich um Ihre Unterstützung, um auf eine sachgerechte Lösung 
hinzuwirken.  
Deregulierung und Entbürokratisierung dürfen nicht zu Lasten der Gesellschaft und der 
Bauenden gehen, die durch den Qualitätsverlust Schaden tragen könnten.  
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